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Kapitel 1

Bilanzierungsgrundlagen

Kapitel 1BilanzierungsgrundlagenBilanzierungsgrundlagen1.1 Unternehmensrechtliche Grundlagen
1001Die unternehmensrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften setzen die Unternehmenseigenschaft

voraus. Selbstverständlich können auch Nichtunternehmer die unternehmensrechtlichen Vorschriften
freiwillig anwenden.

Zu diesem Kapitel gibt es zahlreiche Publikationen. An dieser Stelle sollen lediglich jene Vorschriften
behandelt werden, die unmittelbare Konsequenzen auf die Bilanzerstellung haben.

1.1.1 Der Unternehmer iSd UGB und seine Rechnungslegungsverpflichtungen
1002Einen Überblick über die Rechnungslegungspflicht gibt nachstehende Tabelle; vgl § 189 UGB:

Kapitalgesellschaften

Unternehmerisch 
tätige Personengesell-

schaften, bei denen 
kein unbeschränkt 
haftender Gesell-

schafter eine natür-
liche Person ist

Unternehmer mit 
mehr als € 700.000,-- 

Umsatzerlösen

Freiberufler 
Land- und Forstwirte 
Überschussermittler 

gem § 2 Abs 4 Z 2 
EStG

Beispiele
 Aktiengesellschaften
 Gesellschaften

mbH
GmbH & Co KG

 Einzelunternehmer
 Personengesell-

schaften (OG, KG)

 Ärzte
 Rechtsanwälte
 Vermieter
 Land- und Forstwirte

Beginn der 
Bilanzierung 
nach UGB

unabhängig von 
Größe und Tätigkeit

unabhängig von 
Größe und Tätigkeit

ab dem zweitfolgenden 
Jahr, wenn der Schwellen-
wert von € 700.000,-- 
in zwei aufeinander-
folgenden Jahren über-
schritten wird bzw ab 
dem folgenden Jahr, 
wenn der Schwellenwert 
um mind € 300.000,-- 
überschritten wird

unabhängig von der 
Größe keine Rech-

nungslegungspflicht 
nach UGB

Ende der 
Bilanzierungs-
pflicht 
nach UGB

mit Betriebsaufgabe mit Betriebsaufgabe

ab dem folgenden 
Geschäftsjahr, wenn der 
Schwellenwert iHv 
€ 700.000,-- in zwei auf-
einanderfolgenden 
Geschäftsjahren nicht 
mehr überschritten wird 
bzw ab dem folgenden 
Geschäftsjahr, wenn der 
Schwellenwert bei Auf-
gabe eines Teilbetriebes 
um mindestens die Hälfte 
unterschritten wird bzw 
mit Betriebsaufgabe

keine Rechnungs-
legungspflicht nach 

UGB
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Kapitel 1

36 Bilanzierung 2026

1.7.1 Die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (§ 201 UGB)
1043

Bewertungsstetigkeit

Von einem einmal gewählten Bewertungsprinzip darf nicht mehr 
abgewichen werden. Ausnahmen:
 Änderung der Gesetzesvorschriften
 Änderung der Gesetzesauslegung, Kommentierung
 Änderung der Gesellschafterstruktur
 Änderung des Managements
 Rettung eines sonst verlorenen Verlustvortrages
Bei Abweichung von der Bewertungsstetigkeit müssen entsprechende 
Anhangangaben vorgenommen werden.

Prinzip der Unter-
nehmensfortführung 
(„Going Concern“)

Bei der Bewertung wird davon ausgegangen, dass das Unternehmen 
fortgeführt wird. Stehen der Fortführung rechtliche oder tatsächliche 
Gründe (vgl Rz 1039) entgegen, so kann das Fortführungsprinzip nicht 
mehr zur Anwendung kommen. In diesem Fall muss zu Zerschlagungs-
werten bilanziert werden. Zur „Going Concern“ Prämisse siehe Fach-
gutachten KFS/RL 28.

Stichtagsprinzip

Im Jahresabschluss sind nur Geschäftsfälle und Tatsachen zu berück-
sichtigen, die am Stichtag bereits vorgelegen haben.
Werterhellende Tatsachen sind zu berücksichtigen.
Beispiel: Eine zum Stichtag bestehende Forderung fällt aus: es hat eine 
Abwertung zum Stichtag stattzufinden.
Wertbegründende Tatsachen dürfen keinesfalls berücksichtigt werden.
Beispiel: Eine Forderung entsteht nach dem Stichtag und fällt kurz 
danach vor der Jahresabschlusserstellung aus: KEINE Berücksichtigung 
zum alten Bilanzstichtag.

Einzelbewertung
Grundsätzlich sind alle Vermögensgegenstände und Schulden einzeln zu 
bewerten, Sammelbewertungen nur in gesetzlich normierten Ausnahme-
fällen. Siehe dazu § 209 UGB Bewertungsvereinfachungen.

Realisationsprinzip

Gewinne dürfen erst im Zeitpunkt ihrer tatsächlichen Realisierung aus-
gewiesen werden. Im Falle von Liefergeschäften ergibt sich der Realisie-
rungszeitpunkt bspw bei Übergang der Gefahr des Unterganges des dem 
Geschäft zugrundeliegenden Gegenstandes auf den Erwerber. Um den 
Zeitpunkt bestimmen zu können, müssen die Lieferbedingungen ein-
gesehen werden (Incoterms, vgl Rz 4009).

Imparitätsprinzip Verluste sind in der Periode der Verursachung, unabhängig von der 
Realisierung, anzusetzen.

Verlustrealisierung 
unabhängig vom Jahres-
ergebnis

Es ist unerheblich, ob in der Abschlussperiode Gewinne oder Verluste 
erzielt werden.

Prinzip der Aufwands- 
und Ertragsverursachung

Aufwendungen und Erträge sind unabhängig von ihrer Liquiditäts-
wirkung in der Verursachungsperiode auszuweisen. Die Aufnahme in 
den Jahresabschluss hängt vom Realisations- bzw Imparitätsprinzip ab.

Bilanzidentität
Die Eröffnungsbilanz des neuen Geschäftsjahres hat der Schlussbilanz 
des abgelaufenen Geschäftsjahres zu entsprechen. Es kann zu keinen 
Änderungen zwischen diesen beiden Bilanzen kommen.

Grundsatz der 
verlässlichen Schätzung

Ist die Bestimmung eines Wertes nur auf Basis von Schätzungen möglich, 
so müssen diese auf einer umsichtigen Beurteilung beruhen.
Ein Abweichen von den GoB ist zukünftig nicht nur bei Vorliegen beson-
derer Umstände, sondern zusätzlich unter Beachtung des „true and fair 
view“ zulässig.
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Kapitel 2

Anlagevermögen

Kapitel 2AnlagevermögenAnlagevermögen2.1 Gliederung – Ausweis (§ 224 UGB)
2001Gemäß § 224 Abs 2 A UGB ist folgende Untergliederung zu treffen:

Aktiva
A. Anlagevermögen
I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Vorteile sowie daraus abge-
leitete Lizenzen

2. Geschäfts(Firmen)wert
3. geleistete Anzahlungen

II. Sachanlagen
1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten, einschließlich der Bauten auf fremdem

Grund
2. technische Anlagen und Maschinen
3. andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung
4. geleistete Anzahlungen und Anlagen in Bau

III. Finanzanlagen
1. Anteile an verbundenen Unternehmen
2. Ausleihungen an verbundene Unternehmen
3. Beteiligungen
4. Ausleihungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht
5. Wertpapiere (Wertrechte) des Anlagevermögens
6. sonstige Ausleihungen

Für die Gliederung in der Steuerbilanz gibt es keine gesetzlichen Vorschriften. § 4 Abs 2 EStG ver-
langt, dass die Bilanz nach den allgemeinen Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung erstellt wer-
den muss. Daher erfolgt die Gliederung in der Praxis in Anlehnung an die unternehmensrechtlichen
Vorschriften.

2.1.1 Bewertung von Anlagevermögen allgemein
2002Anlagevermögen wird mit den Anschaffungs- bzw Herstellungskosten (siehe Rz 1026 ff und Rz 1033 ff)

angesetzt.

Bei abnutzbaren Vermögensgegenständen ist dieser Wert durch eine planmäßige Abschreibung zu
verringern.

Für Investitionen ab dem 1.7.2020 kann alternativ neben der linearen Abschreibung auch eine degressive
Abschreibung steuerrechtlich geltend gemacht werden (siehe Rz 2003). Im UGB bestand diese Möglich-
keit schon früher.

Von den fortgeschriebenen Anschaffungs- bzw Herstellungskosten ist nur dann abzugehen, wenn die
Vermutung über eine (außerplanmäßige) Wertminderung vorliegt. In diesem Fall ist der beizu-
legende Wert des Vermögensgegenstandes zu bestimmen. Liegt dieser Wert dauerhaft unter dem
Buchwert, so ist zwingend eine Abwertung vorzunehmen.

Die Entscheidung, ob es sich um eine dauernde Wertminderung handelt, ist beim abnutzbaren Anlage-
vermögen in Abhängigkeit von der Nutzungsdauer zu treffen. Nach herrschender Literaturmeinung
ist dies dann gegeben, wenn die Wertminderung voraussichtlich für einen überwiegenden Teil der
Restnutzungsdauer anhält.
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Anlagevermögen

2

2.3.3.1.3 Bebaute Grundstücke (im außerbetrieblichen Bereich)
2027Steuerlich sieht § 16 Abs 1 Z 8d EStG ohne Nachweis die Aufteilung eines Gesamtkaufpreises von 40%

auf Grund und Boden und 60% auf das Gebäude vor. Dies gilt jedoch nicht, wenn die tatsächlichen
Verhältnisse offenkundig erheblich davon abweichen. Eine Verordnungsermächtigung ermöglicht die
Festlegung abweichender Aufteilungsverhältnisse.
Demnach ist gemäß Verordnung folgende Aufteilung vorgesehen:

(Tabelle entnommen aus: „Das große Akademie-Herbstseminar 2016“, Seite 7)

Eine Aufteilung nach der Grundanteilsverordnung hat dann nicht stattzufinden, wenn der Nachweis
einer anderslautenden Aufteilung gelingt oder wenn die tatsächlichen Verhältnisse offenkundig erheb-
lich abweichen.
Eine Anpassung auf die neuen Aufteilungsverhältnisse hat auch bei bereits bestehenden Vermietungs-
objekten zu erfolgen.

2.3.3.2 Der steuerliche Begriff des Instandsetzungsaufwandes
2028§ 4 Abs 7 EStG bestimmt für Gebäude, die für Wohnzwecke (nicht an Mitarbeiter) vermietet werden,

dass Erhaltungsaufwendungen unter bestimmten Voraussetzungen nicht sofort als Aufwand verrech-
net werden dürfen, sondern auf fünfzehn Jahre verteilt abgesetzt werden müssen.
Der Erhaltungsaufwand kann steuerlich in Instandhaltungs- und Instandsetzungsaufwand unterteilt
werden.

Instandsetzungsaufwendungen
 gehören nicht zu den Anschaffungs- oder Herstellungskosten.
 erhöhen alleine oder gemeinsam mit Herstellungskosten den Nutzungswert des Gebäudes wesent-

lich oder verlängern wesentlich dessen Nutzungsdauer.

Achtung
Im Jahr des Instandsetzungsaufwands sind daher bei 100%-iger unternehmensrechtlicher Abschreibung
14/15 des Aufwandes als positive Mehr-Weniger-Rechnung hinzuzurechnen.

Beispiel: Verbuchung Gebäude – Abschreibung Instandsetzungsaufwand
Ein Gebäude wird von einer GmbH für Wohnzwecke vermietet. An diesem Gebäude werden im Abschluss-
jahr großangelegte Sanierungsarbeiten durchgeführt. Das desolate Dach wird erneuert und die Fassade
wird ebenso saniert. Die Lebensdauer des Gebäudes wird durch die Sanierungsmaßnahmen erhöht. Die
Kosten der Sanierung belaufen sich auf € 200.000,-- zuzüglich 20% USt.

Lösung
Grundsätzlich handelt es sich bei den Sanierungsmaßnahmen um Erhaltungsaufwand. Aus unternehmens-
rechtlicher Sicht ist daher im Jahresabschluss eine volle Verrechnung der Sanierungskosten im Aufwand
erforderlich.

Gemeindegröße „kleines“ Gebäude 
(≤ 10 Wohn- oder 

Geschäftseinheiten)

„großes“ Gebäude 
(> 10 Wohn- oder 

Geschäftseinheiten)
Gemeindegröße und 
Baulandpreis
in Großstadt dh ≥ 100.000 Einwohner derzeit 
nur Wien, Graz, Linz, Salzburg und Innsbruck

Grundanteil 40% Grundanteil 30%
außerhalb Großstadt und „teuer“ dh durch-
schnittlicher Preis für baureifes Land ≥ € 400,--/m2

außerhalb Großstadt und „billig“ dh durch-
schnittlicher Preis für baureifes Land < € 400,--/m2 Grundanteil 20%
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Kapitel 3

Vorräte

Kapitel 3VorräteVorräte3.1 Gliederung – Ausweis – Abgrenzung (§ 224 UGB)
3001Gemäß § 224 Abs 2 B UGB ist folgende Untergliederung zu treffen:

B. Umlaufvermögen
I. Vorräte

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe
2. unfertige Erzeugnisse
3. fertige Erzeugnisse und Waren
4. noch nicht abrechenbare Leistungen
5. geleistete Anzahlungen

Diese Unterposten sind in der Bilanz im Regelfall bei Kapitalgesellschaften gesondert auszuweisen.
Nur bei Unwesentlichkeit und wenn dadurch die Klarheit der Darstellung verbessert wird, kann gem
§ 223 Abs 6 UGB der zusammengefasste Ausweis der Vorräte gewählt werden. Bei Zusammenfassung
der mit arabischen Ziffern ausgewiesenen Unterposten im Jahresabschluss müssen diese im Anhang
einzeln ausgewiesen werden.

3002Die Abgrenzung des Vorratsvermögens gegenüber dem Anlagevermögen hat nach den Kriterien der
Zweckbestimmung und der Zugehörigkeitsdauer des Wirtschaftsgutes zu erfolgen: Nach § 198 Abs 4
UGB sind als Umlaufvermögen jene Gegenstände auszuweisen, die nicht bestimmt sind, dauernd dem
Geschäftsbetrieb zu dienen. Somit zählen zum Umlaufvermögen all jene Gegenstände, die innerhalb
einer kürzeren Zeitspanne umgeformt, verbraucht oder veräußert werden. Die an dieser Stelle aus-
gewiesenen Vermögensgegenstände dienen einem Unternehmen nicht durch eine unveränderte
ständige Bereitschaft, sondern durch ihren ständigen „Umlauf“ (vgl Denk/Fritz-Schmied/Mitter/
Wohlschlager/Wolfsgruber, Externe Unternehmensrechnung5, Linde Verlag, Wien 2016, 193).

Beispiel: Kfz-Handel und Vorführfahrzeuge
Vorführfahrzeuge werden zu Zwecken angeschafft, um potenzielle Kunden für ein bestimmtes Produkt
einer Automarke zu werben. Daraus ist abzuleiten, dass ein Vorführfahrzeug nur ein Fahrzeug sein kann,
das einer bestimmten Type entspricht, von der der Händler eine größere Menge verkaufen kann. Es soll
eine bestimmte Zeit im Autohaus verbleiben, um den Kunden die Marke vorzuführen. Danach wird das
Vorführauto allerdings verkauft.

Lösung
Ein Vorführfahrzeug ist grundsätzlich Teil des Umlaufvermögens, da es nur für eine kurze Zeitspanne im
Betriebsvermögen sein wird. Denkbar ist hier eine Verwendungsdauer von höchstens sechs Monaten, in
Ausnahmefällen von maximal einem Jahr.
Nach Ablauf von einem Jahr wäre zu untersuchen, ob das Vorführauto vom Umlauf- in das Anlagevermögen
umzubuchen ist, wenn es dazu bestimmt sein sollte, dauernd dem Autohaus zu dienen.

3.2 Begriffserläuterungen
3.2.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe
Rohstoffe

3003Rohstoffe werden nach Be- oder Verarbeitung Bestandteile des Produktes. Die am Bilanzstichtag auf
Vorrat noch nicht ver- oder bearbeiteten Stoffe werden unter dieser Position ausgewiesen. Ein Bilanz-
ausweis unter den Rohstoffen setzt voraus, dass im Unternehmen ein nicht nur unwesentlicher Bear-
beitungs-, Verarbeitungs- oder Veredelungsprozess bewirkt wird.
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Vorräte

3

3.3.6.3 Beispiel für die Ermittlung und Verbuchung von noch nicht abrechen-
baren Leistungen

3031Beispiel: Kalkulation Langfristauftrag
Ein Lüftungsunternehmen wird im April 20X1 mit der Herstellung einer Spezialklimaanlage für die Lager-
anlagen eines Kunden beauftragt. Der Zeitraum der Bauausführung wird ca 16 Monate betragen.
Von April bis Dezember 20X1 werden Herstellungskosten (= Aufwendungen) iSd § 206 Abs 2 iVm § 203
Abs 3 UGB iHv € 850.000,-- anfallen.
Von Jänner bis Juli 20X2 werden die Herstellungskosten weitere € 650.000,-- betragen.
Im August 20X2 wird der Bau mit einer Gesamtsumme iHv netto € 2.600.000,-- abgerechnet werden.
Das Lüftungsunternehmen rechnet aufgrund der Kostenrechnung mit folgenden Zuschlagsätzen auf Basis
der Herstellungskosten:

Die Lüftungsfirma macht vom Ausnahmefall des § 206 Abs 3 UGB, die Verwaltungs- und Vertriebskosten
angemessen zu aktivieren, Gebrauch.

Abschlussbuchungen 20X1

Abschlussbuchungen Ende 20X2
Annahme: Es gibt per 31.12. keine nicht abrechenbaren Leistungen

Auswirkung auf das Ergebnis in beiden Jahren
a) wie im Beispiel mit Ansatz der Verwaltungs- und Vertriebskosten
b) ohne Ansatz der Verwaltungs- und Vertriebskosten im Wirtschaftsjahr

Verwaltung: 10%
Vertrieb: 8%

Herstellungskosten gem § 203 Abs 3 UGB € 850.000,--
Verwaltungskosten 10% € 85.000,--
Vertriebskosten 8% € 68.000,--
Herstellungskosten gem § 206 Abs 3 UGB € 1.003.000,--

Buchung: Noch nicht abrechenbare Leistungen (1) 1.003.000,--

an Bestandsveränderung (4) 1.003.000,--

MWR – 153.000,--

Buchung: Bestandsveränderung (4) 1.003.000,--

an Noch nicht abrechenbare Leistungen (1) 1.003.000,--

MWR + 153.000,--

a) Wirtschaftsjahr 20X1
Umsatzerlös 0,--
Dotierung Bestandsveränderung 1.003.000,--
Herstellungskosten 850.000,--
Verwaltungskosten (10%) 85.000,--
Vertriebskosten (8%) 68.000,--
Erfolg 0,--

1.003.000,-- 1.003.000,--

Folgejahr 20X2
Umsatzerlös 2.600.000,--
Auflösung Bestandsveränderung 1.003.000,--
Herstellungskosten 650.000,--
Verwaltungskosten (10%) 65.000,--
Vertriebskosten (8%) 52.000,--
Erfolg (Gewinn) 830.000,--

2.600.000,-- 2.600.000,--
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Kapitel 6

Eigenkapital

Kapitel 6EigenkapitalEigenkapital6.1 Einleitung – Gliederung – Ausweis (§ 224 UGB)
6001In diesem Kapitel soll die Gliederung und der Ausweis des Eigenkapitals der verschiedenen Gesellschafts-

formen dargestellt werden. Danach werden Sonderfragen im Bereich der Position des Eigenkapitals erläutert.

6.1.1 Gesetzliche Regelungen

6.1.2 Was ist unter „Eigenkapital“ zu verstehen?
6002Der Begriff „Eigenkapital“ wird in keiner gesetzlichen Norm oder sonstigen verbindlichen Regelung

definiert. Entscheidend ist, dass jene Beträge, die als Eigenkapital auszuweisen sind, dem Unternehmen
nicht aufgrund eines Beendigungsaktes entzogen werden können. Es muss also eine gesellschaftsrecht-
liche Bindung vorliegen. Ansonsten liegt bloß eine Verbindlichkeit des Unternehmens gegenüber dem
Einlagegeber vor. Weiters muss die Einlage Verluste tragen (Verlustabsorption). Sie ist am unter-
nehmerischen Erfolg beteiligt. Der Bilanzgewinn selbst wird als Fremdkapital angesehen, da dieser an
die Beteiligten ausgeschüttet werden kann.

6.2 Einzelunternehmen
6003Die Gliederung gem § 224 Abs 3 A I bis IV UGB ist für Einzelunternehmen nicht tauglich bzw anwend-

bar. Der Gewinn wird in der Bilanz nicht gesondert ausgewiesen, da dieser ohnehin in der Gewinn-
und Verlustrechnung ersichtlich ist. Es gibt auch keine Unterscheidung von Nennkapital und Kapital-
rücklagen. Das Einzelunternehmen bildet auch keine Gewinnrücklage. Alle genannten Posten werden
auf einem gemeinsamen Konto in der Klasse 9 erfasst, welches ebenso als Eigenkapital bezeichnet
wird. In der täglichen Praxis wird das Eigenkapitalkonto jedoch in mehrere Unterkonten gesplittet.
Somit ist auf einen Blick ersichtlich, wie hoch die Privatentnahmen oder Privateinlagen sind.
Ergibt sich beim Einzelunternehmen ein negatives Eigenkapital, so ist ein Ansatz auf der Aktivseite
nicht zulässig. Wie bei den Kapitalgesellschaften wird das negative Eigenkapital auf der Passivseite
ausgewiesen, wobei auf die Gliederungsüberschrift „Negatives Eigenkapital“ zu achten ist.

Praxisdarstellung Eigenkapital bei einem Einzelunternehmen
A. Eigenkapital

§ 189 UGB Anwendungsbereich des Dritten Buches des UGB
§ 225 Abs 1 UGB Negatives Eigenkapital
§ 225 Abs 5 UGB Rücklage für eigene Anteile
§ 229 Abs 1, 1a, 1b UGB Nennkapital
§ 229 Abs 2 Z 1 bis 5 UGB Kapitalrücklage
§ 229 Abs 3 UGB Gewinnrücklage
§ 229 Abs 4 bis 7 UGB Bestimmungen über die gebundenen Rücklagen

9... Kapital zu Jahresbeginn € 368.400,--
9... Privatentnahmen € – 125.000,--
9... Private Steuern (Einkommensteuer) € – 42.600,--
9... Jahresgewinn € 48.900,--
9... Kapital zu Jahresende € 249.700--
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Kapitel 7

Rückstellungen

Kapitel 7RückstellungenRückstellungen7.1 Einleitung
7.1.1 Rückstellungen im Unternehmensrecht

7001§ 198 Abs 8 UGB legt fest, wofür unternehmensrechtlich Rückstellungen zu bilden sind bzw gebildet
werden können. Folgende Arten von Rückstellungen gibt es (siehe dazu auch RWP 5/2012, 122 ff):

a) Verbindlichkeitsrückstellungen
Rückstellungen sind für ungewisse Verbindlichkeiten zu bilden, die am Abschlussstichtag wahrschein-
lich oder sicher, aber hinsichtlich ihrer Höhe oder des Zeitpunkts ihres Eintritts unbestimmt sind.
Merkmale einer Verbindlichkeitsrückstellung:
 Leistungsverpflichtung gegenüber Dritten, die am Bilanzstichtag besteht und in Zukunft zu einem

Vermögensabfluss führt.
 Wirtschaftliche Verursachung bzw rechtliche Entstehung des Aufwandes im abgelaufenen Wirt-

schaftsjahr. Somit liegt zum Bilanzstichtag ein Erfüllungsrückstand vor.
 Mit der Inanspruchnahme durch Dritte muss ernsthaft zu rechnen sein. Die Wahrscheinlichkeit

der Inanspruchnahme ist am Bilanzstichtag zu prüfen.
Die Verpflichtung zur Leistungserfüllung kann
 rechtlicher Natur sein (privatrechtlich oder öffentlich-rechtlich) oder
 aufgrund einer faktischen Verbindlichkeit bestehen (diese ist zwar nicht einklagbar, aber der Unter-

nehmer kann oder will sich ihr nicht entziehen; zB Kulanzleistungen).

b) Aufwandsrückstellungen
Darunter werden Rückstellungen verstanden, denen ein im Geschäftsjahr oder einem früheren Ge-
schäftsjahr verursachter, aber nicht getätigter Aufwand zugrunde liegt. Jedoch fehlt hier die Verpflich-
tung gegenüber Dritten. Es handelt sich um eine reine Innenverpflichtung. Rückstellungsfähig sind
genau umschriebene, vorhersehbare Aufwendungen, denen ein konkreter Sachverhalt zugrunde liegt,
die aber nicht aktivierungspflichtig sind.
Grundsätzlich besteht hier ein Ansatzwahlrecht, außer die Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung
verlangen den Ansatz.
Andere Rückstellungen als die gesetzlich vorgesehenen dürfen nicht gebildet werden. Ein Passivierungs-
wahlrecht besteht für Rückstellungen von untergeordneter Bedeutung.
§ 198 Abs 8 Z 4 UGB führt aus, dass Rückstellungen insbesondere zu bilden sind für:
 Anwartschaften auf Abfertigungen,
 laufende Pensionen und Anwartschaften auf Pensionen,
 Kulanzen, nicht konsumierter Urlaub, Jubiläumsgelder, Heimfallasten und Produkthaftungsrisiken,
 auf Gesetz oder Verordnung beruhende Verpflichtungen zur Rücknahme und Verwertung von Er-

zeugnissen.
Die Gliederung der in der Bilanz auszuweisenden Rückstellungen ist in § 224 Abs 3 B wie folgt geregelt:

Rückstellungen
1. Rückstellungen für Abfertigungen
2. Rückstellungen für Pensionen
3. Steuerrückstellungen
4. sonstige Rückstellungen
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Rückstellungen

7

7.5.4 Rückstellung für Gleitzeitguthaben und Überstunden 
(Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten)

7.5.4.1 Gesetzliche Regelungen
7055§ 198 Abs 8 UGB; § 9 EStG; EStR 2000 Rz 3301 ff und 3532.

7.5.4.2 Rückstellung für Gleitzeitguthaben

Hat ein Unternehmen die Gleitzeit eingeführt, kann es zum Bilanzstichtag zu Überhängen kommen,
die entweder als Zeitguthaben konsumiert oder ausbezahlt werden. (Folgende Beispiele siehe auch
Rechnungswesen für die Praxis 4/2008, PVP 2008, 327)

7056Beispiel: Bildung einer Rückstellung für Gleitzeitguthaben
Frau Pernitsch (Steiermark) hat eine 5-Tage-Woche bei 40 Stunden. Der monatliche Teiler beträgt auf-
grund von Erfahrungswerten 18 Tage. Sie bezieht als leitende Angestellte monatlich € 5.850,-- und einen
Sachbezug iHv € 600,--. Zudem leistet sie regelmäßig Überstunden und erhält dafür im Durchschnitt
monatlich € 700,--. Zum Bilanzstichtag hat Frau Pernitsch 10 Gleitzeitstunden offen.

Lösung
A Berechnung des Bruttomonatsgehalts:

– € 5.850,-- Gehalt
– € 975,-- anteilige Sonderzahlungen
– € 6.825,-- Bruttomonatsentgelt
– Die durchschnittlichen Überstunden und der Sachbezug sind in die Berechnung nicht miteinzu-

rechnen.
B Berechnung der Lohnnebenkosten:

– Die Höchstbeitragsgrundlage 2025 beträgt inkl Sonderzahlungen € 7.525,-- (€ 6.450,-- × 14/12)

Rückstellung für Gleitzeitguthaben =
Offene Gutstunden × (Bemessungsgrundlage + LNK)

Stundenteiler

Die einzelnen Parameter:
Brutto-
monatsentgelt

 anteilige Sonderzahlungen
 regelmäßige Prämien
 sonstige regelmäßige Entgeltbestandteile (zB Zulagen)

Gehalts-
nebenkosten

 SV-Dienstgeberanteil (bis zur Höchst-BGL)
 DB, DZ, KommSt
 BV-Beitrag (wenn Abfertigung „neu“)

Stundenteiler  unternehmensrechtlich: monatliche Stunden nach Erfahrungswerten; 
idR ca 21 Tage

 steuerrechtlich: für eine 40-Stunden-Woche = 173 (40×4,33) für eine 
38,5-Stunden-Woche = 167 (38,5×4,33)

 Praxis: Aus Vereinfachungsgründen wird meist der steuerrechtliche Stunden-
teiler auch für den unternehmensrechtlichen Ansatz verwendet.

 Im Falle einer Teilzeitbeschäftigung wird entsprechend auf das geringere 
Stundenausmaß umgerechnet.

Offene Stunden  werden im Verhältnis 1:1 konsumiert
Achtung: Bei Austritt ist ein Zuschlag von 50% anzusetzen

 Bis zur Höchst-BGL: (6.825 × 28,02%) 1.912,37

 Über der Höchst-BGL: (7.525–6.825) × 7,04% 0,00

 BV-Beitrag 1,53% von 6.825,00 104,42

 Summe Lohnnebenkosten daher: 2.016,79
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Kapitel 9

Verbindlichkeiten

Kapitel 9VerbindlichkeitenVerbindlichkeiten9.1 Definition und Abgrenzungen
9001Der Begriff der Verbindlichkeit ist gesetzlich nicht definiert. Er umfasst nach herrschender Ansicht nicht

nur einklagbare Beträge, sondern auch jene, deren Erfüllung (auch ohne rechtlichen Zwang) nicht
abgelehnt werden können.
Eine Verbindlichkeit liegt vor, wenn sich ein Gläubiger auf einen durchsetzbaren quantifizierbaren
und das Unternehmen wirtschaftlich belastenden Anspruch stützen kann. Sie steht der Höhe nach fest
und kann in einer Sach- oder Geldleistung bestehen.
Verbindlichkeiten, die mit keiner wirtschaftlichen Belastung verbunden sind, dürfen nicht passiviert
werden. Dies ist zB dann der Fall, wenn ein Gläubiger diese mit aller Wahrscheinlichkeit nicht mehr
einfordern wird.
In der Praxis spielt die Unterscheidung zur Rückstellung eine bedeutende Rolle.
Rückstellungen beinhalten im Gegensatz zur Verbindlichkeit ein Element der Unsicherheit, das ent-
weder die Höhe oder das Entstehen überhaupt betrifft. Sollten Entstehen und Höhe feststehen und
lediglich die Fälligkeit unbestimmt sein, so ist eine Verbindlichkeit auszuweisen.
Bei einer aufschiebend bedingten Verbindlichkeit ist eine Rückstellung zu bilanzieren, bei einer auf-
lösenden Bedingung eine Verbindlichkeit.

9.2 Gliederung – Ausweis (§ 224 UGB)
9002Gem § 224 Abs 3 C ist folgende Untergliederung zu treffen:

C. Verbindlichkeiten
1. Anleihen, davon konvertibel
2. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten
3. erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen
4. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
5. Verbindlichkeiten aus der Annahme gezogener Wechsel und der Ausstellung eigener Wechsel
6. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen
7. Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht
8. sonstige Verbindlichkeiten

(davon aus Steuern)
(davon im Rahmen der sozialen Sicherheit)

9.2.1 Gesetzliche Regelungen
9003§ 198 Abs 7, § 225 Abs 2, § 225 Abs 6, § 211 iVm § 224 Abs 3 C UGB; § 6 Z 3 EStG.

Der Betrag von Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr ist in der Bilanz ge-
sondert anzugeben.

9.3 Anleihen, Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten
9.3.1 Anleihen

9004Bei Anleihen handelt es sich um langfristige Darlehen in verbriefter Form, die am öffentlichen (orga-
nisierten) Kapitalmarkt aufgenommen werden. In diesem Posten sind Schuldverschreibungen jeder
Art (Obligationen, Pfandbriefe) und Wandelschuldverschreibungen auszuweisen.
Bei Wandelschuldverschreibungen besitzt der Inhaber neben den üblichen Rechten aus der Teilschuld-
verschreibung auch die Möglichkeit, Teile seiner Anleihe zu einem im Vorhinein festgesetzten Kurs
und innerhalb einer bestimmten Frist in Aktien zu tauschen.

dbv-bil-jahreabsch2026.book  Seite 259  Donnerstag, 27. November 2025  1:21 13

aus "Bilanzierung 2026" Dezember 2025

© dbv-Verlag, Graz



Bilanzierung 2026 275

Gewinn- und Verlustrechnung

10

10.2.4 Gliederung Gewinn- und Verlustrechnung
10005Eine Gliederung der GuV ist möglich nach

a) Gesamtkostenverfahren oder
b) Umsatzkostenverfahren

10.2.4.1 Gesamtkostenverfahren gem § 231 Abs 2 UGB (GuV-Gliederung)
10006GESAMTKOSTENVERFAHREN

Gliederung der GuV
Anmerkungen

1. Umsatzerlöse § 189a Z 5 UGB
siehe dazu Rz 10003

2. Veränderung des Bestands an fertigen und unfertigen Erzeug-
nissen sowie an noch nicht abrechenbaren Leistungen

3. andere aktivierte Eigenleistungen
4. sonstige betriebliche Erträge

a) Erträge aus dem Abgang vom und der Zuschreibung 
zum Anlagevermögen mit Ausnahme der Finanzanlagen

b) Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen
c) übrige

Sonderregelung: für kleine 
und Kleinst-GmbHs siehe 
dazu Rz 10004

5. Aufwendungen für Material und sonstige bezogene Herstellungs-
leistungen
a) Materialaufwand
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen

6. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter, wobei Gesellschaften, die nicht klein 

sind, Löhne und Gehälter getrennt voneinander ausweisen 
müssen

b) Soziale Aufwendungen, davon Aufwendungen für Alters-
vorsorgung, wobei Gesellschaften, die nicht klein sind, 
folgende Beträge zusätzlich gesondert ausweisen müssen:
aa) Aufwendungen für Abfertigungen und für betriebliche 

Mitarbeiter-Vorsorgekassen
bb) Aufwendungen für gesetzlich vorgeschriebene Sozial-

abgaben sowie vom Entgelt abhängige Abgaben und 
Pflichtbeiträge

Sonderregelung: für kleine 
und Kleinst-GmbHs siehe 
dazu Rz 10004

7. Abschreibungen
a) auf immaterielle Gegenstände des Anlagevermögens und 

Sachanlagen
b) auf Gegenstände des Umlaufvermögens, soweit diese die im 

Unternehmen üblichen Abschreibungen überschreiten
8. sonstige betriebliche Aufwendungen, wobei Gesellschaften, 

die nicht klein sind, Steuern soweit sie nicht unter Z 18 fallen, 
gesondert ausweisen müssen

Sonderregelung: für kleine 
und Kleinst-GmbHs siehe 
dazu Rz 10004

9. Zwischensumme aus Z 1 bis 8 (Betriebsergebnis) nicht erforderlich bei kleinen 
(Kleinst) GmbHs, jedoch 
empfehlenswert

10. Erträge aus Beteiligungen, davon aus verbundenen Unternehmen

10007

10008

dbv-bil-jahreabsch2026.book  Seite 275  Donnerstag, 27. November 2025  1:21 13

aus "Bilanzierung 2026" Dezember 2025

© dbv-Verlag, Graz



Bilanzierung 2026 315

14

Kapitel 14

Schlusskontrollen und Jahresabschlussanalyse

Kapitel 14Schlusskontrollen und JahresabschlussanalyseSchlusskontrollen und Jahresabschlussanalyse14.1 Schlusskontrollen
14001Der Jahresabschluss ist fertig. Aber wie erfolgreich war das Unternehmen nun im Abschlussjahr?

Um das Unternehmen beurteilen zu können, wird häufig eine Jahresabschlussanalyse erstellt und es
werden Kennzahlen berechnet. Davor ist aber eine letzte Kontrolle und Plausibilitätsüberprüfung der
fertigen Bilanz unumgänglich. Ein wichtiges Instrument dafür ist die Verwendung einer Bilanzcheck-
liste (zB jährlich erscheinende Bilanzierungscheckliste des dbv-Verlages, die auch als elektronische
Version verfügbar ist). Diese umfangreiche Aufstellung aller möglichen Fragen, die bei der Bilanzie-
rung zu berücksichtigen sein könnten, dient zur strukturierten Abarbeitung der Bilanz und als Hilfe,
um alle wichtigen Punkte zu hinterfragen bzw um nichts zu übersehen.

Beispielhaft werden hier einige wichtige Schlusskontrollen aufgezählt:

Kontrollen in der Bilanz
 Kontrolle, ob das in der Bilanz ausgewiesene Jahresergebnis und der Bilanzgewinn/-verlust mit den

Beträgen der GuV übereinstimmen
 Verprobung der Summen des Anlagenverzeichnisses mit dem Anlagevermögen in der Bilanz und

mit der Abschreibung in der GuV
 letzte Kontrolle der Inventur und der unfertigen Erzeugnisse
 Stimmt die Summe der Lieferforderungen mit der Liste der offenen Posten überein?
 Durchsicht der sonstigen Forderungen und Kontrolle der Beträge mit den Erläuterungen
 Stimmt die Umsatzsteuerverprobung oder hat sich bei den letzten Umbuchungen noch etwas ver-

ändert? (Sind die Vorsteuer- und Umsatzsteuerkonten auf Null und ist die Jahresumsatzsteuer
(Zahllast) gesondert ausgewiesen?)

 Stimmen Kassa- und Bankstände (Aktiva und Passiva) mit dem letzten Kontoauszug überein?
 Aktive Rechnungsabgrenzung: Stimmt der Saldo? Vergleich mit den Erläuterungen
 Wurden alle Rückstellungen aktualisiert bzw alle möglichen Rückstellungen hinterfragt?
 Stimmt die Summe der Lieferverbindlichkeiten mit der Liste der offenen Posten überein?
 Durchsicht der sonstigen Verbindlichkeiten und Kontrolle der Beträge mit den Erläuterungen
 Passive Rechnungsabgrenzung: Stimmt der Saldo? Vergleich mit den Erläuterungen

Kontrollen der Gewinn- und Verlustrechnung
 Grobe Durchsicht der GuV; Vergleich mit den Vorjahreswerten und Hinterfragen von wesentlichen

Veränderungen
 Gibt es Konten mit Sollsaldo, die sonst immer einen Habensaldo aufweisen oder umgekehrt?
 Stimmt die Gliederung der Konten?

Kontrolle der Steuerberechnung und Steuererklärung
 Durchsicht der Mehr-Weniger-Rechnung und Vergleich mit dem Vorjahr
 Kontrolle der Steuerberechnung
 Wurden etwaige Verlustvorträge berücksichtigt?
 Wurde eine evtl vorhandene Mindestkörperschaftsteuer (Schwebe-KÖSt) aus Vorjahren berück-

sichtigt?
 Überprüfung der Gliederungskennzahlen für die Steuererklärung
 Kontrolle der Stammdaten für die Steuererklärung (Adresse, Firmenbezeichnung etc)
 Wurde an die Beantragung von Prämien gedacht (zB Forschungsprämie; Formular E108c)?
 Sind neben der Einkommensteuer- bzw Körperschaftsteuererklärung und der Umsatzsteuererklärung

auch andere abzugebende Steuererklärungen erstellt worden (zB die Kraftfahrzeugsteuer)?
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